
 

 

 

11. ZUSATZVERTRAG 

zum Vertrag über den Abbau von Kalkstein auf dem Plettenberg zwischen der Ge-

meinde Dotternhausen und der Firma Portlandzementwerk Dotternhausen Rudolf 

Rohrbach Kommanditgesellschaft in Dotternhausen vom 18.11.1952 

 

 

Zwischen 

 

(1) der Gemeinde Dotternhausen, 
vertreten durch Frau Bürgermeisterin Monique Adrian 

– nachfolgend "Verpächter" – 

 

und 

 

(2) der Holcim (Süddeutschland) GmbH, 

 

– nachfolgend "Pächter" – 

 

wird nachfolgender Zusatzvertrag zum Pachtvertrag abgeschlossen. 

Die Parteien zu (1) und (2) werden nachfolgend auch gemeinsam als die "Parteien" und 

einzeln als eine "Partei" bezeichnet. 

 

 



 

 

VORBEMERKUNG 

Der Verpächter ist Eigentümer des Grundstücks Flurstück Nr. 2786, eingetragen im 

Grundbuch des Amtsgerichts Sigmaringen der Gemeinde Dotternhausen, Blatt Nr. 93, so-

wie Eigentümer des Grundstücks Flurstück Nr. 2787, eingetragen im Grundbuch des 

Amtsgerichts Sigmaringen der Gemeinde Dotternhausen, Blatt Nr. 106. Der Pächter be-

treibt in der Gemeinde Dotternhausen ein Zementwerk und baut hierfür unter anderem auf 

den im Eigentum des Verpächters stehenden Flurstücken Nrn. 2786 und 2787 Kalkstein 

auf der Grundlage eines zwischen der Gemeinde Dotternhausen und der Portlandzement-

werk Dotternhausen Rudolf Rohrbach Kommanditgesellschaft geschlossenen Vertrages 

vom 18.11.1952 ab. Nach § 2 dieses Vertrages hat der Pächter das Recht zum weiteren 

Abbau von Kalkstein und anderen Mineralien auf dem Abbaugrundstück, wenn und soweit 

das Vorkommen auf der ursprünglich definierten Abbaufläche erschöpft ist.  

Der durch den Ersten Zusatzvertrag vom 06.12.1960 festgelegte zweite Abbauabschnitt für 

den Abbau von Kalkstein auf dem Plettenberg ist, soweit auf dieser Fläche ein wirtschaftli-

cher Abbau möglich ist, erschöpft. Der Pächter strebt daher beim Landratsamt Zollernalb-

kreis eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung zum weiteren Abbau auf dem Plet-

tenberg an. 

Dieser 11. Zusatzvertrag enthält die Fortschreibung der mit dem Pachtvertrag vom 

18.11.1952 sowie den Zusatzverträgen Nr. 1 bis 10 getroffenen Regelungen, die ihre Gül-

tigkeit behalten, soweit diese 11. Zusatzvereinbarung keine abweichenden Regelungen 

enthält. 

Hiervon ausgehend und in Erfüllung der vom Verpächter in § 2 des Vertrages vom 

18.11.1952 eingegangenen und mit dem 7. Zusatzvertrag vom 09.02.2001 sowie dem 8., 9. 

und 10. Zusatzvertrag erneut bestätigten Verpflichtung, dem Pächter einen weiteren Ab-

bauabschnitt zur Nutzung zu überlassen, vereinbaren die Parteien das Folgende: 

§ 1 

Pachtgegenstand, Erweiterungsfläche 

(1) Der Verpächter ist Eigentümer des Grundstücks Flurstück Nr. 2786, eingetragen im 

Grundbuch des Amtsgerichts Sigmaringen der Gemeinde Dotternhausen, Blatt 

Nr. 93, sowie des Grundstücks, Flurstück Nr. 2787, eingetragen im Grundbuch des 

Amtsgerichts Sigmaringen der Gemeinde Dotternhausen, Blatt Nr. 106. Das Flur-

stück Nr. 2786 sowie Teilflächen des ebenfalls im Eigentum der Gemeinde stehen-

den Flurstücks Nr. 2720 sind mit einem Wirtschaftsgebäude sowie mit einer Bre-

cherstation bebaut. Das Flurstück Nr. 2787 ist unbebaut. 



 

 

(2) Der Pächter baut derzeit auf den im Eigentum der Gemeinde stehenden Grundstü-

cken Flurstück Nrn. 2786 und 2787 Kalkstein ab. Die im Eigentum der Gemeinde 

stehende und vom Pächter zum Abbau von Kalkstein genutzte Fläche ist in der als 

Anlage 1 beigefügten Karte gelb schraffiert (nachfolgend: "Pachtgegenstand Be-

stand"). 

(3) Der Verpächter verpachtet an den dies annehmenden Pächter die in der Anlage 2 

blau schraffierte Fläche des Flurstücks Nr. 2786 (nachfolgend: "Pachtgegenstand 

Neu") zum Abbau von Kalkstein und anderen Mineralien (Pachtgegenstand Bestand 

und Pachtgegenstand Neu nachfolgend zusammen: "Pachtgegenstand"). 

(4) Die für den Abbau von Kalkstein und anderen Mineralien auf dem Pachtgegenstand 

erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen und Erlaubnisse sind vom 

Pächter einzuholen. 

§ 2 

Aufschiebende Bedingung 

(1) Dieser Zusatzvertrag steht unter der aufschiebenden Bedingung der Erteilung einer 

vollziehbaren öffentlich-rechtlichen Genehmigung für den Abbau von Kalkstein auf 

dem Pachtgegenstand Neu, soweit in diesem Zusatzvertrag nicht die sofortige Wirk-

samkeit vereinbart ist. Der Pächter wird den Eintritt der aufschiebenden Bedingung 

dem Verpächter unverzüglich mitteilen. 

(2) Mit jeweils sofortiger Wirksamkeit bestätigen die Parteien das bisher bestehende 

Pachtverhältnis und verpflichten sich gegenseitig, den Bedingungseintritt nach besten 

Kräften zu fördern. 

§ 3 

Laufzeit, Rücktritt, Kündigung 

(1) Mit Eintritt der aufschiebenden Bedingung nach § 2 dieses Vertrages, d.h. mit Ertei-

lung einer vollziehbaren öffentlich-rechtlichen Genehmigung für den Abbau von 

Kalkstein auf dem Pachtgegenstand Neu, beginnt das Pachtverhältnis für den Pacht-

gegenstand Neu und gelten die in diesem Zusatzvertrag vereinbarten Änderungen der 

Pachtkonditionen, soweit in diesem Vertrag nichts anderes geregelt ist. Der Pächter 

ist deshalb mit Eintritt der aufschiebenden Bedingung insbesondere berechtigt, auf 

dem Pachtgegenstand Neu Kalkstein und andere Mineralien abzubauen. 

(2) Das Pachtverhältnis für die jeweils dem Abbau unterliegende Fläche endet, wenn das 

Vorkommen von Kalkstein erschöpft ist, d.h. wenn ein wirtschaftlicher Abbau dort 



 

 

nicht mehr möglich ist. § 2 des Pachtvertrages vom 18.11.1952 sowie die übrigen 

Regelungen aus den Zusatzverträgen Nr. 7 bis 10 bleiben unberührt. 

(3) Für den Fall, dass die aufschiebende Bedingung nach § 2 dieses Vertrages nicht bis 

zum 30.06.2020 eingetreten ist, ist der Pächter zum Rücktritt von diesem Zusatzver-

trag berechtigt. Der Pächter ist auch dann zum Rücktritt berechtigt, wenn die Ge-

nehmigung mit Bedingungen, Auflagen oder sonstigen Anforderungen erteilt wird, 

die den Abbau von Kalkstein auf dem Pachtgegenstand unwirtschaftlich werden las-

sen.  

Das Rücktrittsrecht muss binnen sechs Monaten nach Vorliegen der Rücktrittsvo-

raussetzungen durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Verpächter ausgeübt 

werden. Das Rücktrittsrecht erlischt, wenn die Genehmigung erteilt bzw. die zur 

Unwirtschaftlichkeit führenden Bedingungen, Auflagen oder sonstigen Anforderun-

gen aufgehoben werden, bevor die Rücktrittserklärung dem Verpächter zugeht. 

Schadensersatzansprüche stehen im Falle eines Rücktritts dem Verpächter nicht zu. 

Der Pächter wird im Falle eines Rücktritts keinen Pachtzins zurückfordern. 

(4) Die Parteien gehen davon aus, dass das Pachtverhältnis auf bestimmte Zeit geschlos-

sen ist. Das Recht zur ordentlichen Kündigung wird ausgeschlossen. 

(5) Das Pachtverhältnis kann außerordentlich nur aus wichtigem Grund gekündigt wer-

den. Soweit nachstehend nicht anders vereinbart, liegt ein wichtiger Grund dann vor, 

wenn dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und 

unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertrags nicht 

zumutbar ist.  

Der Pächter ist insbesondere dann zur Kündigung aus wichtigem Grund berechtigt, 

wenn die öffentlich-rechtliche Genehmigung zum Abbau von Kalkstein oder anderen 

Mineralien auf dem Pachtgegenstand widerrufen, zurückgenommen oder auf andere 

Weise aufgehoben oder zu seinem Nachteil geändert wird.  

Das Kündigungsrecht muss innerhalb von vier Monaten nach Kenntniserlangung der 

Umstände, die das Kündigungsrecht begründen, schriftlich gegenüber der anderen 

Partei ausgeübt werden. Maßgebend ist der Zugang der Kündigungserklärung bei der 

jeweils anderen Partei. 

§ 4 

Übergabe 

Eine förmliche Übergabe des Pachtgegenstands Neu findet nicht statt. Der Pächter wird 

sich mit Eintritt der aufschiebenden Bedingung nach § 2 dieses Vertrages selbst in den 



 

 

Besitz des Pachtgegenstands Neu setzen. Dies wird der Pächter dem Verpächter schriftlich 

anzeigen. 

§ 5 

Pacht, Fälligkeit, Indexierung 

(1) Der Pächter zahlt an den Verpächter eine monatliche Pacht in Höhe von EUR 1,00 

Euro pro Tonne abgebauten Kalksteins (nachfolgend: "Pacht"). Hierzu ermittelt der 

Pächter nach Ablauf eines Kalendermonats die in diesem Monat abgebaute Menge 

Kalkstein nach Tonnen. 

(2) Die in Absatz 1 vereinbarte monatliche Pacht gilt mit sofortiger Wirksamkeit, d.h. ist 

erstmals fällig mit Abschluss dieses Vertrages. Sofern die aufschiebende Bedingung 

nach § 2 dieses Vertrages nicht bis zum 30.04.2019 eingetreten ist, reduziert sich mit 

Wirkung zum 01.05.2019 die monatliche Pacht gemäß Absatz 1 automatisch auf die 

im 10. Zusatzvertrag vereinbarte Pacht von EUR 0,86 pro m3 abgebauten Kalksteins 

(entspricht bei einer Teilung durch den Faktor 2,56 einem Betrag von EUR 0,33 pro 

Tonne abgebauten Kalksteins). Tritt die aufschiebende Bedingung nach § 2 dieses 

Vertrages in der Folgezeit ein, ist der Pächter zum auf den Eintritt der aufschieben-

den Bedingung folgenden Monatsersten verpflichtet, die in Absatz 1 vereinbarte mo-

natliche Pacht zu bezahlen. 

(3) Die in Absatz 1 vereinbarte Pacht ist vom Pächter bis zum 15. Werktag des Folge-

monats auf das vom Verpächter zu benennende Konto zu überweisen. Auf Wunsch 

des Verpächters wird der Pächter diesem eine Aufstellung vorlegen, welche die 

Menge des abgebauten Kalksteins ausweist. 

(4) Ändert sich der vom Statistischen Bundesamt für das Bundesgebiet amtlich festge-

stellte Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (Inlandsabsatz) für Bergbau 

und Gewinnung von Steinen und Erden (Basis 2010 = 100) gegenüber dem Stand bei 

Eintritt der aufschiebenden Bedingung oder gegenüber dem Stand der letzten 

Pachtanpassung aufgrund dieser Klausel, so ändert sich die Pacht pro Tonne abge-

bauten Kalksteins erstmals nach Ablauf von fünf Jahren nach Eintritt der aufschie-

benden Bedingung und sodann jeweils nach Ablauf von weiteren fünf Jahren um 100 

% der eingetretenen Indexänderung. 

Eine Änderung der Pacht setzt ferner voraus, dass sich derjenige, der sich auf sie be-

rufen will, sie dem anderen Vertragspartner zuvor schriftlich mitgeteilt hat. Die Än-

derung tritt dabei frühestens für den übernächsten Kalendermonat in Kraft, der auf 

den Zugang der Mitteilung folgt. 

(5) Der Pächter ist verpflichtet, auf eigene Kosten den Pachtgegenstand alle zwei Jahre 

zum Zwecke der Endabrechnung zu vermessen, erstmals zwei Jahre nach Abschluss 



 

 

dieses Vertrages. Die Parteien sind sich einig, dass die auf diese Weise in m3 ermit-

telte Abbaufläche in Tonnen umgerechnet wird, indem die Abbaufläche mit dem 

Faktor 2,56 multipliziert wird. Ergibt die Endabrechnung eine Überzahlung des vom 

Pächter nach Maßgabe des Absatzes 1 geleisteten Betrags, hat der Verpächter diesem 

den Betrag zu erstatten. des Pächters, hat der Verpächter diesem den Betrag zu erstat-

ten. Ergibt die Endabrechnung einen Nachzahlungsanspruch des Verpächters, hat der 

Pächter dem Verpächter diesen Betrag zu zahlen. 

§ 6 

Vertragsgemäße Nutzung, Haftung, Verkehrssicherungspflicht 

(1) Der Pächter ist berechtigt, auf dem Pachtgegenstand Anlagen, Einrichtungen und 

Geräte zu installieren und dort zu betreiben bzw. betreiben zu lassen, die dem Pacht-

zweck dienen. Die Einholung hierfür etwaig erforderlicher öffentlich-rechtlicher Ge-

nehmigung und die Übernahme hierfür anfallender Genehmigungsgebühren ist Sache 

des Pächters. Der Verpächter hat den Pächter bei der Einholung etwa erforderlicher 

Genehmigungen und Erlaubnisse nach besten Kräften zu unterstützen. 

Von dem Pächter oder auf Veranlassung des Pächters installierte Anlagen, Einrich-

tungen und Geräte, etc. gelten – auch wenn sie mit dem Grundstück verbunden wer-

den – nur als vorübergehend eingebracht; der Verpächter bzw. der Grundstücksei-

gentümer erwirbt hieran kein Eigentum. 

(2) Der Pachtgegenstand wird verpachtet wie besichtigt. Die Rechte und Pflichten der 

Parteien bei Sach- und Rechtsmängeln des Pachtgegenstands richten sich – soweit in 

diesem Vertrag nicht anders geregelt – nach den gesetzlichen Vorschriften. 

(3) Dem Pächter obliegt ab Übergabe auch die Verkehrssicherungspflicht für den Pacht-

gegenstand Neu. Für Schäden, die durch Vernachlässigung dieser Pflicht entstehen, 

haftet der Pächter. Der Pächter stellt den Verpächter von aller Verantwortung für die 

Verletzung etwaiger Verkehrssicherungspflichten frei. 

§ 7 

Dienstbarkeit 

(1) Zur Sicherung des künftigen Abbaurechts des Pächters auf dem Pachtgegenstand 

Neu bewilligt der Verpächter mit sofortiger Wirksamkeit die Anpassung der bereits 

bestehenden beschränkten persönlichen Dienstbarkeit bzw. die Eintragung einer be-

schränkten persönlichen Dienstbarkeit im jeweiligen Grundbuch der Flurstücke Nrn. 

2786 und 2787 zugunsten des Pächters mit nachfolgendem Inhalt: 



 

 

"Die Holcim (Süddeutschland) GmbH ist berechtigt, auf den in der Anlage 3 gelb 

und blau schraffiert gekennzeichneten Flächen der Grundstücke Flurstück Nrn. 2786 

und 2787 sämtlich vorkommenden Kalkstein sowie andere Mineralien zu entnehmen 

und abzubauen. Der jeweilige Eigentümer des belasteten Flurstücks hat dies zu dul-

den und sich aller Vorkehrungen und Handlungen zu enthalten, wodurch die Aus-

übung der beschränkt persönlichen Dienstbarkeit erschwert, vereitelt oder beein-

trächtigt werden kann. Die Ausübung dieses Rechtes kann einem Dritten übertragen 

werden.“ 

(2) Der Pächter ist verpflichtet, von der Dienstbarkeit solange und insoweit keinen Ge-

brauch zu machen und insoweit die Flächen nicht zur Entnahme und zum Abbau von 

Kalkstein und anderen Materialien zu nutzen, als die aufschiebende Bedingung ge-

mäß § 2 dieses Vertrages noch nicht eingetreten ist. 

(3) Tritt der Pächter von diesem Vertrag nach § 3 (3) dieses Vertrages (insbesondere 

wegen Nichteintritts der aufschiebenden Bedingung) zurück, ist er zur Löschung der 

beschränkt persönlichen Dienstbarkeit verpflichtet. 

(4) Der Pächter ist verpflichtet, die mit der Eintragung sowie der Löschung der be-

schränkt persönlichen Dienstbarkeiten verbundenen Kosten zu tragen. 

§ 8 

Maßnahmen des Pächters 

(1) Der Pächter wird sich nach Kräften bemühen, die in Anlage 4 grün dargestellte ge-

plante Rekultivierungsfläche bis zum 31.12.2029 der Öffentlichkeit zugänglich zu 

machen, wobei den Parteien bekannt ist, dass Voraussetzung hierfür das Einver-

ständnis der Behörde ist. 

(2) Der Pächter erklärt sich bereit, auf dem Pachtgegenstand eine Aussichtsplattform auf 

eigene Kosten zu errichten, deren Standort sich aus der Anlage 5 ergibt, sofern und 

soweit eine behördliche Genehmigung hierfür vorliegt. Die Verkehrssicherungs-

pflicht sowie die Unterhaltung der Aussichtsplattform obliegt dem Pächter auf eigene 

Kosten. Dieser trägt auch die Kosten eines Rückbaus der Aussichtsplattform bei En-

de des Pachtverhältnisses. 

Der Pächter ist berechtigt, auf der Aussichtsplattform Firmenschilder sowie sonstige 

Werbeanlagen (z.B. Fahne) auf eigene Kosten anzubringen. Form, Größe und genaue 

Lage bestimmt der Pächter nach seinem Ermessen. Etwaige behördliche Genehmi-

gungen sind vom Pächter einzuholen. 

Die Parteien sind sich einig, dass die Aussichtsplattform nur zu einem vorüberge-

henden Zweck mit dem Pachtgegenstand verbunden ist und damit nach § 95 BGB im 

Eigentum des Pächters steht. Für den Fall, dass die Aussichtsplattform nicht im Ei-



 

 

gentum des Pächters steht, stellen sich die Parteien so, als ob der Pächter Eigentümer 

der Aussichtsplattform ist. 

(3) Der Verpächter plant die Erstellung eines Konzepts für sanften Tourismus auf dem 

Plettenberg. Der Pächter trägt die Kosten für die Erstellung eines solchen Konzepts 

bis zu einen Betrag von maximal EUR 50.000,00. 

(4) Im Rahmen der Rekultivierungsplanung bzgl. der in Anlage 4 grün dargestellten 

Fläche wird sich der Pächter um einen neuen Standort für die Plettenberghütte be-

mühen. 

§ 9 

Schlussbestimmungen 

(1) Der Pachtvertrag vom 18.11.1952, die Zusatzverträge Nr. 1 bis 10 sowie dieser 11. 

Zusatzvertrag enthalten alle zwischen den Parteien bezüglich des Pachtverhältnisses 

vereinbarten Regelungen. Mündliche Nebenabreden wurden auch im Rahmen der 

Verhandlungen und des Abschlusses dieses Nachtrages nicht getroffen. Änderungen 

und Ergänzungen dieses Zusatzvertrages und des Pachtvertrages sowie die Vertrags-

aufhebung bedürfen ebenso wie der Abschluss dieses Zusatzvertrages der Schrift-

form. Auch zur Änderung oder Aufhebung der Schriftformvereinbarung ist Schrift-

form erforderlich.  

(2) Soweit vorstehend nicht etwas anderes geregelt ist, gelten der Pachtvertrag vom 

18.11.1952 sowie die Zusatzverträge Nr. 1 bis 10 unverändert fort und werden hier-

mit bestätigt. 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung rechtsunwirksam, nicht durch-

führbar oder lückenhaft sein oder werden, wird hierdurch die Gültigkeit der übrigen 

Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen, undurchführbaren Bestim-

mungen oder zur Ausfüllung der Lücke sind die Parteien mit sofortiger Wirksamkeit 

verpflichtet, eine wirksame Regelung zu treffen, die der nichtigen bzw. undurchführ-

baren wirtschaftlich möglichst nahe kommt bzw. im Falle einer Lücke dem am 

nächsten kommt, was die Vertragsparteien nach dem Sinn und Zweck des Vertrags-

verhältnisses gewollt hätten, sofern sie diesen Punkt bei Abschluss bedacht hätten. 

(4) Die Parteien sind vorbehaltlich gesetzlich zwingender Auskunfts- und Informations-

pflichten verpflichtet, in Bezug auf den Abschluss und den Inhalt dieses Zusatzver-

trages gegenüber jedermann Stillschweigen zu bewahren. Dies gilt jedoch nicht für 

mit den Parteien verbundene Unternehmen und für die zur Verschwiegenheit ver-

pflichteten Berater der Parteien.  



 

 

(5) Anlagen dieses Nachtrags sind: 

Anlage 1: Pachtgegenstand Bestand 

Anlage 2: Pachtgegenstand Neu 

Anlage 3: Lageplan Dienstbarkeit 

Anlage 4: Geplante Rekultivierungsfläche 

Anlage 5: Aussichtsplattform 

(6) Die zuerst unterzeichnende Partei ist bis zum Ablauf von vier Wochen nach Unter-

schriftsleistung an ihr Vertragsangebot gebunden. 

 

Für den Verpächter     Für den Pächter 

 

Dotternhausen, den     Dotternhausen, den 

 

___________________________   ______________________________ 

Name:  Monique Adrian   Name:    

Titel/Funktion: Bürgermeisterin   Titel/Funktion:  

 

 

         _____________________________ 

         Name:   

         Titel/Funktion:  

 

 


